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- Drucksache V/2591 - 


I. 

Die Bundesregierung hat stets und mit Nachdruck die Bemühun- 
gen der Organe der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
unterstützt, die Verkehrspolitik ihrer Mitgliedstaaten zu ko- 
ordinieren und zu harmonisieren. Sie ist sich mit dem Rat der 
Europäischen Gemeinschaften darin einig, daß der Auftrag des 
Artikels 74 EWGV nur durch eine gemeinsame Verkehrspolitik 
erfüllt werden kann, die ein abgestimmtes Vorgehen in folgen- 
den drei Bereichen vorsieht: 

- Angleichung der Wettbewerbsbedingungen der 3 Binnen- 
verkehrsträger (Harmonisierung); 

- Regelung des Zugangs zum Verkehrsmarkt (Kapazitätsrege- 

lung) ; 

- Organisation des Marktes (insbesondere Tarifpolitik). 

Im Hinblick darauf, daß am 1. Juli 1968 die Zollgrenzen in der 
Gemeinschaft fallen werden und zu diesem Zeitpunkt zugleich 
der gemeinsame Agrarmarkt verwirklicht sein wird, hat der Rat 
(Verkehr) auf seiner letzten Tagung am 13. /14. Dezember 1967 
beschlossen, noch vor dem 1. Juli 1968 eine Reihe von Maßnah- 
men zu treffen, die insbesondere der Angleichung von Wett- 
bewerbsbedingungen dienen und die unter II. 1. eingehender 
behandelt werden. 


II. 

Im einzelnen beantworte ich die Kleine Anfrage im Einverneh- 
men mit den Herren Bundesministern der Finanzen, für Wirt- 
schaft, und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie folgt: 
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1. Wann ist mit einheitlichen Regelungen der Bedingungen 
beim Zugang zum Markt, insbesondere Kapazitätsregelungen, 
Harmonisierung der spezifischen Abgaben {Mineralölsteuer, 
Kfz-Steuer, geplante Straßengüterfernverkehrssteuer, Auto- 
bahngebühren, Wegekosten, Sozialvorschriften sowie bei den 
technischen Vorschriften z. B. für die Maße und Gewichte im 
Straßenverkehr zu rechnen, welche die unabdingbaren Vor- 
aussetzungen für eine begrenzte Tarifliberalisierung sind? 

a) Auf Grund der Ratsbeschlüsse vom 22. Juni 1965 und 20. Ok- 
tober 1966 hat die Kommission Vorschläge für kapazitäts- 
regelnde Maßnahmen im Bereich des Straßengüterverkehrs 
und der Binnenschiffahrt vorgelegt. Sie befinden sich z. Z. im 
Anhörungsverfahren beim Europäischen Parlament und beim 
Wirtschafts- und Sozialausschuß. Der Rat wird seine Ent- 
scheidung nach Abschluß des Anhörungsverfahrens treffen. 
Nach dem Ratsbeschluß vom 14. Dezember 1967 wird die 
Kommission dem Rat vor dem 1. Januar 1971 darüber hinaus 
Vorschläge betr. die Anpassung der bilateralen Kontingente 
für den Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
vorlegen. 

b) Gemäß seinem Beschluß vom 14. Dezember 1967 wird der 
Rat noch vor dem 1. Juli 1968 über folgende Maßnahmen 
entscheiden; 

aa) Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Stra- 
ßenverkehr; 

bb) Beseitigung der Doppelbesteuerung bei der Kraftfahr- 
zeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr; 

cc) Vereinheitlichung der Vorschriften über die abgaben- 
freie Einfuhr des in den Treibstoffbehältern der Nutz- 
kraftfahrzeuge enthaltenen Treibstoffs. 

Nach dem Beschluß des Rates kann zunächst eine Min- 
destmenge von 50 1 zollfrei eingeführt werden. Diese 
Menge soll bei jeder wesentlichen Annäherung der ein- 
zelstaatlichen Steuern auf Dieselöl durch Ratsbeschluß 
erhöht werden. 

c) Die Kommission wird dem Rat vor dem 1. Juli 1968 Vor- 
schläge für die schrittweise Angleichung der einzelstaat- 
iichen Steuern auf Dieselöl vorlegen. 

d) Desgleichen wird die Kommission vor dem 1. Juli 1968 erste 
Maßnahmen zur Einführung eines Systems der Kosten- 
anlastung für die Benutzung der Verkehrswege vorschlagen, 
die insbesondere auch Regelungen für die Harmonisierung 
der Steuerstrukturen für Nutzkraftfahrzeuge vorsehen. Da- 
bei wird auch die Einbeziehung der in einigen Ländern be- 
stehenden Autobahngebühren zu prüfen sein. 

e) über den Kommissionsvorschlag vom 6. September 1962 
betr. die Gewichte und Abmessungen der zum Verkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten zugelassenen Nutzkraftfahr- 
zeuge besteht im Rat weitgehend Einigkeit. In der Frage der 
höchstzulässigen Einzelachslast treten Deutschland und die 
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Niederlande für 10 t ein, während die übrigen Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft einer Achslast von 13 t den Vorzug 
geben. Hier zeichnet sich eine Annäherung der gegenseitigen 
Standpunkte noch nicht ab. Dabei ist zu beachten, daß von 
23 europäischen Staaten nur 4 eine Achslast von 13 t zulas- 
sen, während in den übrigen 19 Ländern nur 10 t oder we- 
niger erlaubt sind. 

f) Die im verkehrspolitischen Programm der Bundesregierung 
für die Jahre 1968 bis 1972 vorgeschlagene Straßengüter- 
verkehrssteuer ist eine vorübergehende nationale Verkehrs- 
lenkungsmaßnahme der Bundesrepublik. Insoweit darf auf 
die gegenwärtig laufenden parlamentarischen Beratungen 
der verkehrspolitischen Vorlagen (Drucksachen V/2494, 
V/2524 und V/2556) verwiesen werden. 

2. Ist die Bundesregierung bereit, keine neuen Zugeständnisse 
an die Mitglieder des gemeinsamen Marktes auf dem Ver- 
kehrssektor zu machen, bevor nicht die bestehenden Wett- 
bewerbsvorteile zu Lasten des deutschen Binnenverkehrs und 
die Benachteiligung der deutschen Seehäfen beseitigt sind? 


Die Bundesregierung wird keine weiteren Vorleistungen im 
Hinblick auf die gemeinsame Verkehrspolitik in der EWG er- 
bringen. Basis ihres weiteren Vorgehens bleiben die Rats- 
beschlüsse vom 22. Juni 1965, 20. Oktober 1966 und 14. Dezem- 
ber 1967. 

Die Bundesregierung hat bereits in Beantwortung der Kleinen 
Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP vom 
15. Juni 1966 - Drucksache V/705 - betr. Wettbewerbsverfäl- 
schungen der gemeinsamen Verkehrspolitik zu Lasten der deut- 
schen Seehäfen erklärt, daß es ihr Ziel ist, den Zu- und Ablauf- 
verkehr der deutschen Seehäfen dem grenzüberschreitenden 
Verkehr zwischen der Bundesrepublik und ausländischen Häfen 
im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten gleichzustellen (Druck- 
sache V/873 vom 10. März 1966). Die in diesem Zusammenhang 
ergriffenen Maßnahmen sind am 13. Februar 1968 bei der Ein- 
bringung des verkehrspolitischen Programms der Bundesregie- 
rung im einzelnen dargestellt worden, 

3. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß zur Beseitigung 
von Wettbewerbsverzerrungen auf den Gebieten der See- 
schiffahrt und des Luftverkehrs auch der Abschluß von Dop- 
pelbesteuerungsabkommen gehört? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die internationale 
Doppelbesteuerung des deutschen Seeverkehrs und der Luft- 
fahrt durch Doppelbesteuerungsabkommen und Gegenseitig- 
keitsvereinbarungen beseitigt werden muß. Sie wird auch in 
Zukunft ihre auf dieses Ziel gerichteten Bemühungen fortsetzen. 
Dies um so mehr, als die ausländischen Steuern vielfach nach 
Brutto-Maßstäben erhoben werden und daher selbst bei der 


3 



Drucksache V/ 2634 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


nach innerdeutschem Recht vorgesehenen Anrechnung der aus- 
ländischen Steuer ein Steuerüberhang bleibt, der die Wett- 
bewerbsfähigkeit des deutschen Seeverkehrs und der Luftfahrt 
beeinträchtigt. 

4. Wann ist nach Ansicht der Bundesregierung mit einer euro- 
päischen Verkehrspolitik zu rechnen, die außer den genann- 
ten Fragen auch die Erkenntnis einschließt, daß der Verkehr 
ein über die Ländergrenzen hinausgehendes einheitliches 
Ganzes ist und daraus die notwendigen Konsequenzen für 
die Planung und den Bau von Verkehrswegen, für die Ver- 
kehrsvorschriften und für die Verkehrsüberwachung zieht? 

Die Zusammenarbeit der Regierungen auf dem Gebiet der Ver- 
kehrsinfrastruktur vollzieht sich in Europa auf drei Ebenen, und 
zwar in der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa (ECE), der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT) und der EWG. 

Die ECE-Deklaration über den Bau internationaler Hauptver- 
kehrsstraßen von 1950 legt das Netz der sog. „Europa-Straßen“ 
fest. In der Deklaration haben sich 21 Mitgliedstaaten der ECE 
aus Ost und West verpflichtet, diese Straßen als Hauptwege des 
internationalen Verkehrs im Rahmen ihrer nationalen Straßen- 
bau-Programme nach gemeinsam vereinbarten Richtlinien aus- 
zubauen und zu unterhalten. 

Bei den Arbeiten der CEMT auf dem Gebiete der Verkehrsinfra- 
struktur liegt ein Schwerpunkt beim Ausbau eines europäischen 
Wasserstraßennetzes. Der Ministerrat einigte sich auf eine Liste 
von bestimmten Wasserstraßenprojekten, deren Verwirk- 
lichung als vordringlich anerkannt wurde. Ebenso wie für die 
internationalen Hauptverkehrsstraßen in der ECE wurden in 
der CEMT für die Wasserstraßen von internationalem Interesse 
bestimmte technische Ausbaumaße als Mindestnormen fest- 
gelegt. 

Daneben hat sich der Ministerrat vor allem um die Elektrifizie- 
rung und Modernisierung der Eisenbahnnetze und den Ausbau 
der die Mitgliedsländer der CEMT berührenden „Europa- 
Straßen“ bemüht. 

Im Jahre 1966 hat der Rat der EWG eine Entscheidung über die 
Einführung eines Beratungsverfahrens auf dem Gebiet der 
Infrastruktur-Investitionen für den Verkehr verabschiedet. Dar- 
in verpflichten sich die Mitgliedstaaten, der EWG-Kommission 
diejenigen Verkehrsinfrastrukturvorhaben von gemeinschaft- 
lichem Interesse vor ihrer Durchführung mitzuteilen, die den 
Bau neuer Verbindungswege im Eisenbahn-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehr oder eine beträchtliche Erhöhung der Kapazi- 
tät der bestehenden Verkehrswege vorsehen. Dieses Verfahren 
soll sicherstellen, daß Verkehrsinfrastrukturvorhaben von ge- 
meinschaftlichem Interesse aufeinander abgestimmt werden. 
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Eine internationale Vereinheitlichung der Verkehrsvorschriften 
steht unmittelbar bevor. Im Oktober d. J. findet im Rahmen der 
Vereinten Nationen in Wien eine Weltkonferenz über den 
Straßenverkehr und über Straßenverkehrszeichen statt. Auf die- 
ser Konferenz werden einheitliche Verhaltensregeln und ein- 
heitliche Verkehrszeichen festgelegt werden. Nach deren Ab- 
schluß werden sich die in der CEMT zusammengeschlossenen 
Länder auf der Basis der Ergebnisse dieser Konferenz um eine 
noch weitergehende Vereinheitlichung des Verkehrsrechts be- 
mühen. 

Hinsichtlich einer internationalen Verkehrsüberwachung be- 
stehen keine Absprachen mit anderen Ländern. Hierfür liegt 
z. Z. ein Bedürfnis nicht vor. 


5. Hcit die Bundesregierung die Absicht, trotz des Hinweises 
der EWG-Kommission, daß ein Beförderungsverbot mit den 
Zielen des gemeinsamen Marktes unvereinbar sei, an einem 
solchen Verbot mit Wirksamkeit erst ab 1. Januar 1970 (also 
nach dem vollen Inkrafttreten des EWG-Vertrages) festzu- 
hatten? 


Die Bundesregierung hat stets betont, daß die bedrohliche Lage 
weiter Bereiche der Binnenverkehrsträger vorübergehend die 
Anwendung nicht marktkonformer Mittel erzwingt. Dies bedeu- 
tet keine Abwendung von dem Grundsatz, auch im Güter- 
verkehr die Marktwirtschaft zum Zuge kommen zu lassen. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß die mit dem verkehrs- 
politischen Programm angestrebte Normalisierung der ver- 
kehrspolitischen Lage es ihr erlauben wird, ihre Maßnahmen zu 
gegebener Zeit durch marktkonforme Lösungen zu ersetzen und 
sie an künftige EWG-Entscheidungen anzupassen. 


6. Kann die Bundesregierung eine verbindliche Aussage dar- 
über machen, ob die anderen EWG-Länder (gegebenenfalls 
welche) sich einem etwaigen Verbot des Transportes be- 
stimmter Güter auf der Straße anschließen werden? 


Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, ob andere Mitglieds- 
länder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sich einem 
Transportverbot für bestimmte Güter auf der Straße anschließen 
werden. Hierzu dürfte auch für sie kein Anlaß bestehen, weil 
bei ihnen eine derart extreme Belastung der Straßen wie in der 
Bundesrepublik nicht gegeben ist. 


Leber 



